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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Jahresbericht 2014 des Überwachungsausschusses des OLAF

(2015/2699(RSP))

Das Europäische Parlament,

–
gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates
,

–
unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 29. April 2015 betreffend die Entlastung für die Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2013, Einzelplan III – Kommission und Exekutivagenturen
,

–
unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 3. April 2014 betreffend die Entlastung für die Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2012, Einzelplan III – Kommission und Exekutivagenturen
,

–
unter Hinweis auf den jährlichen Tätigkeitsbericht des Überwachungsausschusses des OLAF (nachstehend „der Überwachungsausschuss“) 2014,

–
unter Hinweis auf die Reaktion des OLAF auf den Bericht des Überwachungsausschusses, das Kompendium der Antworten des OLAF auf die Stellungnahmen und andere im Tätigkeitsbereich 2014 des Überwachungsausschusses enthaltene Dokumente,

–
unter Hinweis auf die Anfragen an die Kommission zum Jahresbericht des Überwachungsausschusses 2014 (O-000060/2015 – B8‑0553/2015, O‑000061/2015 – B8-0554/2015 und O-000066/2015 – B8‑0555/2015),

–
gestützt auf Artikel 128 Absatz 5 und Artikel 123 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass die Grundlage des Mandats des OLAF Artikel 325 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ist und dass OLAF Teil der Kommission mit einem gesonderten unabhängigen Status zwecks Durchführung von Untersuchungen zur Betrugsbekämpfung ist;

B.
in der Erwägung, dass es die Aufgabe des Überwachungsausschusses ist, bei der ordnungsgemäßen Ausübung der ihm übertragenen Zuständigkeiten die Unabhängigkeit des OLAF zu gewährleisten und zu stärken, wie es in Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 aufgeführt ist;

C.
in der Erwägung, dass der Haushaltskontrollausschuss den Generaldirektor des OLAF nicht zur Sitzung am 4. Mai 2015 eingeladen hat, auf der der Überwachungsausschuss seinen jährlichen Tätigkeitsbericht 2014 vorgestellt hat;

D.
in der Erwägung, dass die Antworten des OLAF auf die im Tätigkeitsbericht des Überwachungsausschusses 2014 enthaltenden Stellungnahmen und anderen Dokumente nicht in die offiziellen Unterlagen, die dem Haushaltskontrollausschuss für seine Agenda vorgelegt wurden, aufgenommen wurden;

1.
missbilligt in scharfer Form die Tatsache, dass ungeachtet der Relevanz des jährlichen Tätigkeitsberichts 2014 Überwachungsausschusses und trotz der heftigen Debatte zwischen den beiden Einrichtungen zum ersten Mal keine offizielle Einladung vom Haushaltskontrollausschuss an den Generaldirektor des OLAF erfolgte;

2.
bedauert es, dass der Haushaltskontrollausschuss der Vorstellung des Jahresberichts 2014 des OLAF, der wenige Wochen nach der Vorstellung des Jahresberichts des Überwachungsausschusses am 2. Juni 2015 veröffentlicht wurde, nicht die gleiche Bedeutung zumisst bzw. die ihm gebührende Aufmerksamkeit schenkt,

3.
betont, wie wichtig eine faire Debatte über beide jährlichen Tätigkeitsberichte für 2014 ist, damit das Parlament alle verfügbaren relevanten Informationen über eine derart wichtige politische Maßnahme der Europäischen Union berücksichtigen kann;

4.
bedauert es, dass erneut eine nicht abgeschlossene Debatte mit aller Macht auf die Tagesordnung der Plenartagung gesetzt wird, wie es bereits bei den Tabakabkommen während der Tagung vom 18. bis 21. Mai 2015 der Fall war, was zur Folge hatte, dass wertvolle Ressourcen dafür aufgewendet wurden, ohne dass das Plenum die Möglichkeit hatte, ordnungsgemäß eine Stellungnahme in Kenntnis aller Aspekte der Sachlage abzugeben;

5.
fordert effizientere Debatten, in denen auf Transparenz geachtet sowie dafür Sorge getragen wird, dass das Parlament und die EU-Bürger in vollem Maße unterrichtet werden;

6.
fordert die Kommission mit Nachdruck auf, die Verhandlungen zwischen dem OLAF und dem Überwachungsausschuss zu ermöglichen, damit die Arbeitsverhältnisse überarbeitet und dadurch die Rolle des Überwachungsausschusses sowie sein Tätigkeitsbereich klar festgelegt werden;

7.
begrüßt es, dass das OLAF und der Überwachungsausschuss sich um eine Vereinbarung bemühen, damit die Informationen, die das OLAF dem Überwachungsausschuss zur Verfügung stellen kann, verbessert werden;

8.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu übermitteln.
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